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Präambel 

Die Deutsche Aktuarvereinigung (DAV) e. V. hat entsprechend dem Verfahren zur Feststellung 

von Fachgrundsätzen vom 25. April 2019 den vorliegenden Fachgrundsatz festgestellt.1 Fach-

grundsätze zeichnen sich dadurch aus, dass sie 

• aktuarielle und berufsständische Fragen behandeln, 

• von grundsätzlicher und praxisrelevanter Bedeutung für Aktuarinnen und Aktuare2 sind, 

• berufsständisch durch ein Feststellungsverfahren legitimiert sind, das allen Aktuarinnen und 

Aktuaren eine Beteiligung an der Feststellung ermöglicht, und 

• ihre ordnungsgemäße Verwendung seitens der Mitglieder durch ein Disziplinarverfahren be-

rufsständisch abgesichert ist. 

Dieser Fachgrundsatz ist ein Hinweis. Hinweise sind Fachgrundsätze, die bei aktuariellen Erwä-

gungen zu berücksichtigen sind, über deren Verwendung aber im Einzelfall im Rahmen der Stan-

desregeln frei entschieden werden kann und die konkrete Einzelfragen behandeln. 

Anwendungsbereich 

Der sachliche Anwendungsbereich dieser Ausarbeitung betrifft die in der Privaten Krankenversi-

cherung tätigen Aktuarinnen und Aktuare, insb. die Verantwortlichen Aktuarinnen und Aktuare.3 

Inhalt des Hinweises 

Der vorliegende Hinweis befasst sich mit der Auslegung des Tatbestands des § 155 Abs. 3 S. 4 

Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und damit insbesondere mit der Fragestellung, ob bezie-

hungsweise wann von einem Ausschluss des Rechts zur Beitragsanpassung wegen einer unzu-

reichenden Kalkulation des Verantwortlichen Aktuars bei der Erst- oder Neukalkulation (Bei-

tragsanpassung) auszugehen ist. Weitergehende Betrachtungen (z. B. bzgl. § 203 Versicherungs-

vertragsgesetz (VVG)) sind nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung. 

Dieses Papier versteht sich als Grundlagenpapier für die Beitragskalkulation des ordentlichen und 

gewissenhaften Aktuars in seiner täglichen Arbeit. 

  

 
1 Der Vorstand dankt der Arbeitsgruppe Sachgerechte Kalkulation gemäß § 155 VAG ausdrücklich für die ge-

leistete Arbeit, namentlich Herrn Dr. Wilmink (Leitung), Frau Biederbick, Herrn Forwick, Herrn Gartmann, 

Frau Gerves, Herrn Kurze, Herrn Maiwald, Herrn Mattar, Herrn Rewitzer, Frau Riedel, Herrn Zimmerer und 

Herrn Zöller. 

2 Auch wenn hier und im Folgenden die Aktuarinnen und Aktuare explizit genannt werden, spricht die DAV 

alle Geschlechter und Identitäten gleichermaßen an. Dies gilt auch für alle anderen hier genannten Perso-

nengruppen. 

3 Dieser Fachgrundsatz ist an die Mitglieder der DAV gerichtet; seine sachgemäße Anwendung erfordert ak-

tuarielle Fachkenntnisse. Dieser Fachgrundsatz stellt deshalb keinen Ersatz für entsprechende professionelle 

aktuarielle Dienstleistungen dar. Aktuarielle Entscheidungen mit Auswirkungen auf persönliche Vorsorge und 

Absicherung, Kapitalanlage oder geschäftliche Aktivitäten sollten ausschließlich auf Basis der Beurteilung 

durch eine(n) qualifizierte(n) Aktuar DAV/Aktuarin DAV getroffen werden. 
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Schlagworte 

Sachgerechte Kalkulation, §155 VAG, Abs.3 S.4 VAG, Tatbestandsmerkmal 

Verabschiedung, Gültigkeitszeitraum und Erstanwendung 

Dieser Hinweis ist durch den Vorstand der DAV am 24. Juni 2025 verabschiedet worden und tritt 

mit der Bekanntgabe auf der Internetseite der DAV in Kraft. 

Er ersetzt den gleichnamigen Hinweis „Sachgerechte Kalkulation gemäß §155 VAG“ vom 

20.03.2020.  
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This abstract summarises the DAV professional standard of practice „Sachgerechte Kalkulation 

gemäß § 155 VAG“ which underwent the DAV due process for the adoption of professional stand-

ards of practice and was approved by the DAV executive board on 24. June 2025.  

 

Proper Calculation according to § 155  VAG 

The present advisory note is addressed to the actuaries active in private health insurance, in par-

ticular the Appointed Actuaries. It deals with the interpretation of the facts of § 12b para. 3 4th sen-

tence VAG (Insurance Supervision Act) and thus, in particular, with the question whether or when 

an exclusion of the right to the adjustment of premiums due to an insufficient calculation of the Ap-

pointed Actuary in the initial or new calculation of premiums (contribution adjustment) is to be as-

sumed, and to which le-gal consequences such a culpably insufficient calculation leads. Moreover, 

the Appoint-ed Actuary is given minimum standards for a proper calculation – concerning aspects 

specific to the calculation bases as well as aspects superordinated to the calculation bases. 

Professional standards of practice are DAV publications that – together with the rules of profes-

sional conduct – set out the fundamental principles for the correct practice of actuarial activities. 

Professional standards of practice are characterised by their  

• treatment of specialist actuarial and professional issues, 

• fundamental significance and practical relevance for actuaries, 

• professional legitimisation through a implementation process that allows all actuaries to be 

involved in such implementation,  

• correct application, with members being professionally safeguarded by a disciplinary pro-

cess. 

The professional standard of practice „Sachgerechte Kalkulation gemäß § 155 VAG (Proper Cal-

culation according to § 155  VAG)“ is an advisory note. Advisory notes are professional standards 

that are to be taken into account in actuarial considerations, the application of which can be freely 

decided upon in individual cases, however, within the framework of the code of conduct, and which 

address specific questions. 
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1. Gesetzesnorm 

§ 155 VAG: Prämienänderungen  

[…] 

(3) Das Versicherungsunternehmen hat für jeden nach Art der Lebensversicherung kalkulierten 

Tarif zumindest jährlich die erforderlichen mit den kalkulierten Versicherungsleistungen zu verglei-

chen. Ergibt die der Aufsichtsbehörde und dem Treuhänder vorzulegende Gegenüberstellung für 

einen Tarif eine Abweichung von mehr als 10 Prozent, sofern nicht in den allgemeinen Versiche-

rungsbedingungen ein geringerer Prozentsatz vorgesehen ist, hat das Unternehmen alle Prämien 

dieses Tarifs zu überprüfen und, wenn die Abweichung als nicht nur vorübergehend anzusehen 

ist, mit Zustimmung des Treuhänders anzupassen. Dabei darf auch ein betragsmäßig festgelegter 

Selbstbehalt angepasst und ein vereinbarter Prämienzuschlag entsprechend geändert werden, so-

weit der Vertrag dies vorsieht. Eine Anpassung erfolgt insoweit nicht, als die Versicherungsleistun-

gen zum Zeitpunkt der Erst- oder einer Neukalkulation unzureichend kalkuliert waren und ein or-

dentlicher und gewissenhafter Aktuar dies insbesondere anhand der zu diesem Zeitpunkt verfüg-

baren statistischen Kalkulationsgrundlagen hätte erkennen müssen. Ist nach Auffassung des Treu-

händers eine Erhöhung oder eine Senkung der Prämien für einen Tarif ganz oder teilweise erfor-

derlich und kann hierüber mit dem Unternehmen eine übereinstimmende Beurteilung nicht erzielt 

werden, hat der Treuhänder die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu unterrichten. 

(4) Das Versicherungsunternehmen hat für jeden nach Art der Lebensversicherung kalkulierten 

Tarif jährlich die erforderlichen mit den kalkulierten Sterbewahrscheinlichkeiten durch Betrachtung 

von Barwerten zu vergleichen. Ergibt die der Aufsichtsbehörde und dem Treuhänder vorzulegende 

Gegenüberstellung für einen Tarif eine Abweichung von mehr als 5 Prozent, hat das Unternehmen 

alle Prämien dieses Tarifs zu überprüfen und mit Zustimmung des Treuhänders anzupassen. Ab-

satz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

[…] 

2. Tatbestandsmerkmale des Ausschlusstatbestands in § 155 
Abs. 3 S. 4 VAG 

2.1. „Eine Anpassung erfolgt insoweit nicht […]“ 

Die Formulierung „Eine Anpassung erfolgt […] nicht […]“ bewirkt zunächst, dass die Anwendung 

des Ausschlusstatbestandes nur dann in Betracht kommt, wenn die sonstigen Voraussetzungen 

für die Durchführung einer Prämienanpassung vorliegen4. Aber auch dann muss das Versiche-

rungsunternehmen nicht stets seine vorangegangene(n) Kalkulation(en) überprüfen, soweit es kei-

nen Anhaltspunkt für eine mögliche vorherige unzureichende Kalkulation gibt. Insbesondere bei 

einer erheblichen Beitragserhöhung kann eine Überprüfung angezeigt sein. 

Die weitere Formulierung „[…] insoweit nicht […]“ legt den Umfang des Ausschlusses fest. Bereits 

aus dem Wortsinn aber auch aus der Begründung des Gesetzgebers5 folgt, dass sich der Aus-

schluss des Anpassungsrechts nur auf den Nachfinanzierungsbedarf beziehen kann, der aus-

schließlich aufgrund der unzureichenden Erst- oder Neukalkulation besteht. Dem Versicherer ver-

bleibt damit die Möglichkeit, eine Anpassung zumindest in dem Umfang vorzunehmen, in dem der 

festgestellte Anpassungsbedarf nicht auf eine etwaige unzureichende Erst- oder Neukalkulation 

 
4 Wandt in MüKomm, VVG, § 163 RdNr. 48 

5 Die Vorschrift stellt sicher, dass das Unternehmen das Risiko einer schuldhaft unzureichenden Erstkalkula-

tion grundsätzlich nicht auf den Versicherungsnehmer abwälzen kann, wenngleich ihm im Übrigen die Mög-

lichkeit der Prämienanpassung einzuräumen wäre. Das Risiko der schuldhaft unzureichenden Erstkalkulation 

durch den Aktuar ist der Sphäre des Unternehmens zuzurechnen und muss daher aus Unternehmensmitteln 

finanziert werden, weil eine Finanzierung aus Mitteln des Versicherungsnehmers billigerweise nicht gefordert 

werden kann (BT-Drucks. 14/1245, S. 122). 
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zurückzuführen ist6. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Auslösende Faktor auch ohne die 

fehlerhafte Erst- bzw. Neukalkulation die Anpassungsschwellen über- oder unterschritten hätte. 

2.2. „[…] als die Versicherungsleistungen […]“ 

An dieser Stelle der Norm wird geregelt, welche konkreten Kalkulationsgrundlagen im Rahmen der 

Prüfung einer unzureichenden Erst- oder Neukalkulation zu betrachten sind. Es handelt sich nach 

dem Gesetzeswortlaut ausschließlich um die Kalkulation der Versicherungsleistungen sowie über 

den Verweis in § 155 Abs. 4 S. 3 VAG um die Kalkulation der künftigen Sterbewahrscheinlichkei-

ten. Aus aktuarieller Sicht sind jedoch sämtliche Rechnungsgrundlagen nach Maßgabe der §§ 10, 

11 Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) bei Erst- und Neukalkulation ausreichend 

zu kalkulieren und insofern überprüfbar.7 

2.3. „[…] zum Zeitpunkt der Erst- oder einer Neukalkulation […]“ 

Damit wird festgelegt, dass die Beurteilung, ob eine ausreichende oder gegebenenfalls unzu-

reichende Erst- oder Neukalkulation vorgenommen wurde, ex ante, d. h. unter Zugrundelegung 

der im Zeitpunkt der Vornahme der Kalkulation verfügbaren Erkenntnisse, zu erfolgen hat8. Das 

heißt, die Tatbestandsvoraussetzungen liegen in Bezug auf den Beurteilungszeitpunkt nur dann 

vor, wenn die Versicherungsleistungen (und die Sterbewahrscheinlichkeiten) zum damaligen Zeit-

punkt bei einem Vorgehen „lege artis“ anders zu kalkulieren gewesen wären9. Ausnahmsweise 

kann ein wesentlich längerer Zeitraum zwischen Abschluss der Kalkulation (Zeitpunkt der Treu-

händerzustimmung) und Wirksamwerden in die Bewertung einbezogen werden.  

Unerheblich ist, ob die Fehlkalkulation bei der Erstkalkulation oder einer Neukalkulation erfolgt 

war. Bei einer gerichtlichen Überprüfung einer Prämienneufestsetzung stellt sich die Frage, inwie-

weit auch frühere Kalkulationen des Tarifs auf den Prüfstand gestellt werden können10. Dies ist 

grundsätzlich nicht ausgeschlossen. 

Eine zeitliche Beschränkung einer etwaigen Rückwirkung ist in § 155 Abs. 3 S. 4 VAG nicht expli-

zit geregelt. Sofern eine Verjährung bei solchen Ansprüchen überhaupt angenommen werden 

kann, unterliegt sie daher den allgemeinen Vorschriften. Entweder beträgt sie drei Jahre und be-

ginnt mit der Kenntniserlangung von den anspruchsbegründenden Umständen (Bestehen der For-

derung und Person des Schuldners) durch den Versicherungsnehmer. Die Beweispflicht des Ver-

sicherers für diese Kenntnis des Versicherungsnehmers bewirkt, dass eine Verjährung von An-

sprüchen in der Praxis eher selten anzunehmen sein wird. Oder es greift die Höchstfrist von zehn 

Jahren nach Entstehen des Anspruchs. Unabhängig davon könnte nach Auffassung der DAV eine 

Beschränkung der Rückwirkung unter dem Gesichtspunkt der Verwirkung greifen. Die Verwirkung 

eines Rechts setzt voraus, dass der Berechtigte es längere Zeit hindurch nicht geltend gemacht 

hat, der Verpflichtete sich darauf eingerichtet hat und sich nach dem Verhalten des Berechtigten 

auch darauf einrichten durfte, dass dieser das Recht auch in Zukunft nicht geltend machen wird. 

Die Beurteilung, ob der Tatbestand der Verwirkung vorliegt, ist unter Berücksichtigung dieser Ge-

sichtspunkte im Einzelfall vorzunehmen. Auch ihre Rechtswirkung ist nach Auffassung der Recht-

sprechung auf den Einzelfall zu beschränken. Nach Auffassung der DAV könnte eine Verwirkung 

nach einer mehrjährig fortgesetzten, widerspruchs- oder vorbehaltslosen Beitragszahlung nach 

Durchführung einer BAP gegeben sein. 

 
6 Schneider in Prölls/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, § 163 RdNr. 12 

7 Siehe dazu auch Fußnote 3 sowie zu möglichen Rechtsfolgen Boetius in MüKomm, VVG, § 203 RdNr. 792 

oder Franz/Frey in BeckOK VAG, Gebert/Erdmann/Schradin § 155 VAG RdNr 40-42 

8 Schneider in Prölls/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, § 163 RdNr. 12 

9 Wandt in MüKomm, VVG, § 163 RdNr. 49 

10 So jedenfalls Wandt in MüKomm, VVG, § 163 RdNr. 51 
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2.4. „[…] unzureichend kalkuliert waren […]“ 

Eine unzureichende Kalkulation liegt nach der engen, wörtlichen Auslegung des Gesetzestextes 

vor, wenn der erforderliche Bedarf den kalkulierten Bedarf übersteigt. Der Gesetzgeber bezieht 

sich an dieser Stelle gerade nicht auf einen diesbezüglichen Anpassungsbedarf. Es kommt mithin 

nicht darauf an, dass Auslösende Faktoren überschritten werden.  

Jedoch darf an dieser Stelle nicht der Eindruck entstehen, dass der Gesetzgeber damit jede – 

auch noch so geringfügig – unzureichende Kalkulation uneingeschränkt sanktionieren wollte. Dem 

Verantwortlichen Aktuar sind ein gewisser Ermessensspielraum bei der Festlegung der Rech-

nungsgrundlagen und damit auch eine gewisse Abweichungstoleranz zuzugestehen. Dies muss 

insbesondere gelten, soweit es sich um Entscheidungen handelt, denen eine Wertung zu Grunde 

liegt („möglicher Wertungs- bzw. Quellenfehler“). Diese erforderliche „Nachkorrektur“ folgt jedoch 

erst auf der weiteren Tatbestandsebene (siehe 2.5 bis 2.7).  

Eine Kalkulation kann demnach auch dann unzureichend sein, wenn der Verantwortliche Aktuar 

alles richtig gemacht hat. Demgegenüber bleibt ein Kalkulationsfehler sanktionslos, soweit er nicht 

zu einer unzureichenden Kalkulation geführt hat.  

2.5. „[…] und ein ordentlicher und gewissenhafter Aktuar […]“ 

Das Eingreifen des Ausschlusstatbestands ist an eine (dazu auch 2.7) zumindest fahrlässige Ver-

wirklichung des Tatbestands geknüpft. An dieser Stelle legt der Gesetzgeber den bei der Prüfung 

des Fahrlässigkeitsvorwurfs anzuwendenden objektiven Sorgfaltsmaßstab fest. Grundsätzlich ist 

das Maß an Sorgfalt und Umsicht erforderlich, das nach dem Urteil besonnener und gewissenhaf-

ter Angehöriger des in Betracht kommenden Verkehrskreises zu beachten ist11. Im Falle des § 155 

Abs. 3 S. 4 VAG ist dies der objektive Maßstab eines ordentlichen und gewissenhaften Aktuars. 

Eine Legaldefinition findet sich für den Verantwortlichen Aktuar in §156 VAG. Nach § 156 Abs. 2 

Nr. 1 VAG hat der Verantwortliche Aktuar sicherzustellen, dass bei der Berechnung der Prämien 

und der versicherungstechnischen Rückstellungen, insbesondere der Alterungsrückstellung, die 

versicherungsmathematischen Methoden (§ 146 Absatz 1 Nr. 112 und 213 VAG) eingehalten und 

dabei die Regelungen der nach § 160 erlassenen Rechtsverordnung14 beachtet werden. Die Be-

griffe „ordentlich und gewissenhaft“ sind dem Aktienrecht und dem Genossenschaftsrecht entnom-

men.15 In vergleichbaren Konstellationen, so zum Beispiel für den „ordentlichen“ Kaufmann im 

Sinne des § 347 HGB, hat die Rechtsprechung durch eine umfangreiche Einzelfallprüfung zu einer 

Konkretisierung des gesetzlich abstrakt und generell formulierten objektiven Sorgfaltsmaßstabs 

beigetragen. Demnach ist der dem Geschäftsleiter zugebilligte Handlungsspielraum überschritten, 

wenn gegen die anerkannten betriebswirtschaftlichen Grundsätze oder die anerkannten Erfah-

rungssätze in der Branche verstoßen wird oder wenn die eingegangenen Risiken mit hoher Wahr-

scheinlichkeit zu einem Schaden führen und deshalb keine vernünftigen Gründe dafür bestehen, 

das Risiko dennoch einzugehen. Dies erfordert, dass das Vorstandsmitglied in der konkreten Ent-

 
11 BGH NJW 72, 151; Köln NJW-RR 90, 793 

12 „[...] die Prämien auf versicherungsmathematischer Grundlage unter Zugrundelegung von Wahrscheinlich-

keitstafeln und anderen einschlägigen statistischen Daten zu berechnen sind, insbesondere unter Berück-

sichtigung der maßgeblichen Annahmen zur Invaliditäts- und Krankheitsgefahr, zur Sterblichkeit, zur Alters- 

und Geschlechtsabhängigkeit des Risikos und zur Stornowahrscheinlichkeit sowie unter Berücksichtigung 

von Sicherheits- und sonstigen Zuschlägen sowie eines Rechnungszinses, [...]“ 

13 „[...] die Alterungsrückstellung nach § 341f des Handelsgesetzbuchs zu bilden ist, [...]“ 

14 KVAV 

15 Grote, S. 558. 



9 Deutsche Aktuarvereinigung e. V. 

 

scheidungssituation alle verfügbaren Informationsquellen tatsächlicher und rechtlicher Art aus-

schöpft und auf dieser Grundlage die Vor- und Nachteile der bestehenden Handlungsmöglichkei-

ten sorgfältig abschätzt.16 

Bezogen auf den Aktuar bedeutet das, dass er in Ergänzung zu den Vorgaben in den Standesre-

geln der DAV17 auf die anerkannten Erfahrungssätze und aktuariellen Grundsätze zurückgreift: Die 

kalkulatorischen Entscheidungen müssen auf ausreichenden Entscheidungsgrundlagen beruhen, 

für die er in der konkreten Entscheidungssituation alle maßgeblichen Informationsquellen aus-

schöpft und auf dieser Grundlage die Vor- und Nachteile der bestehenden Handlungsmöglichkei-

ten sorgfältig abschätzt. Dies erfordert eine Entscheidung auf hinreichender tatsächlicher und 

rechtlicher Grundlage. Solche Grundlagen sind insbesondere interne Statistiken, sowie Veröffentli-

chungen der BaFin, DAV und des PKV-Verbandes.  

Diesbezügliche Rechtsprechung existiert zu § 155 Abs. 3 S. 4 VAG nicht. Näheres zur Ausgestal-

tung einer sachgerechten und damit rechtssicheren Kalkulation im Sinne eines Grundlagenpapiers 

für den ordentlichen und gewissenhaften Aktuar mit konkreten Praxisbeispielen soll unter dem 

Gliederungspunkt „4. Mindeststandards für eine sachgerechte Kalkulation der nach Art der Le-

bensversicherung betriebenen Krankenversicherung“ dargestellt werden.  

2.6. „[…] dies insbesondere anhand der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren statistischen Kal-

kulationsgrundlagen […]“ 

Durch die konkrete Bezugnahme auf die im maßgeblichen Zeitpunkt verfügbaren statistischen Kal-

kulationsgrundlagen wird der oben ausgeführte objektive Sorgfaltsmaßstab im Umfang zusätzlich 

konkretisiert. Die Verwendung der offenen Einleitung „insbesondere“ entspringt gesetzgeberischer 

Vorsicht, da es sehr wohl denkbar ist, dass Kalkulationsfehler auch auf der Grundlage fehlerfreier 

und aktueller statistischer Kalkulationsgrundlagen erfolgen können18. Aus der Bezugnahme auf die 

(zu diesem Zeitpunkt) verfügbaren statistischen Kalkulationsgrundlagen empfiehlt es sich nach 

Auffassung der DAV zu dokumentieren, warum die konkret verwendeten statistischen Kalkulati-

onsgrundlagen als Rechnungsgrundlagen verwendet wurden und aufgrund welcher Annahmen 

bestimmte Zu- oder Abschläge berücksichtigt sind. Diese Dokumentation muss sich in den dem 

Treuhänder zur Verfügung gestellten Unterlagen befinden, da sich die gerichtliche Prüfung der 

Ordnungsgemäßheit einer Prämienkalkulation (im Rahmen der Überprüfung einer Beitragsanpas-

sung) nur auf diese Unterlagen beschränkt. Der DAV-Hinweis „Erstellung und Inhalte Technischer 

Berechnungsgrundlagen in der privaten Krankenversicherung“ ist zu beachten. 

2.7. „[…] hätte erkennen müssen.“ 

An dieser Stelle ist der Grad der tatbestandsmäßigen Fahrlässigkeit definiert. Der Wortlaut ähnelt 

der Formulierung in § 122 Abs. 2 BGB. Dort ist für den Fall der Anfechtung einer Willenserklärung 

geregelt, dass man sich nicht auf ein schuldloses Nichtwissen berufen kann, wenn die maßgebli-

chen Umstände infolge von (einfacher) Fahrlässigkeit nicht bekannt sind beziehungsweise waren. 

Für § 155 Abs. 3 S. 4 VAG bedeutet dies, dass die Fehlerhaftigkeit der Kalkulation vorhersehbar 

gewesen sein muss,19 wobei die Erkennbarkeitsschwelle im Sinne einer einfachen Fahrlässigkeit 

sehr niedrig gesetzt ist.20 Abzugrenzen ist die einfache Fahrlässigkeit gegenüber der groben Fahr-

lässigkeit. Beispielsweise ist bei der einfachen Fahrlässigkeit im Verkehr entscheidend, wie sich 

ein ordentlicher und gewissenhafter Verkehrsteilnehmer in der konkreten Situation verhalten ha-

ben würde, was bedeutet, dass er zum einen die Kenntnisse und Fähigkeiten hat, die ihn in die 

 
16 Lang/Weidmüller, Genossenschaftsgesetz, 37. Auflage 2011, RdNr. 19. 

17 Standesregeln der DAV, siehe  

https://aktuar.de/unsere-mitglieder/grundlagen-des-berufsstands/ 

18 Wandt in MüKomm, VVG, § 163 RdNr. 50 

19 Römer in Römer/Langheid, VVG, § 163 RdNr. 13 

20 Grote, S. 558 
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Lage versetzen, die Verhaltenspflichten und die mit seinem Tun verbundenen Gefahren einzu-

schätzen, andererseits den missbilligten Erfolg durch richtiges Verhalten verhindern konnte.21 Die 

grobe Fahrlässigkeit wird angenommen, wenn die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in besonders 

großem Maße verletzt und das unbeachtet geblieben sein muss, was unter den gegebenen Um-

ständen jedem hätte einleuchten müssen. Der Begriff enthält Einschränkungen der objektiven Be-

trachtungsweise der Fahrlässigkeit, da u. a. auf die subjektive Situation des Handelnden abgestellt 

werden muss, die den Vorwurf eines besonders schweren Versagens rechtfertigt. Wiederum müs-

sen in diesem Zusammenhang die Besonderheiten bestimmter Berufsgruppen oder auch persön-

lichkeitsbedingte Schwächen berücksichtigt werden, sodass fachliche Ausbildung und Erfahrung 

sich auch haftungsverschärfend auswirken können.22 Es schadet dem Aktuar nicht, wenn sich sein 

Verhalten nachträglich als unrichtig erweist, solange er bei einer (objektiven) ex-ante-Betrachtung 

seine Entscheidung als richtig ansehen durfte.23 So können zum Beispiel besondere Vorkehrun-

gen im Arbeitsprozess (Vier-Augen-Prinzip, unabhängige Prüfung Dritter, regelmäßige Prozessre-

vision etc.) bei irrtümlich falschen Zahleneingaben („Eingabefehlern“) dazu führen, dass ein mögli-

cher Fahrlässigkeitsvorwurf entfällt. 

Spätestens mit der erstmaligen Vorlage der Auslösenden Faktoren eines neu eingeführten Tarifs 

ist der Treuhänder verpflichtet, die Erstkalkulation zu überprüfen. Insbesondere bei der Deklara-

tion einer Beitragsrückerstattung muss der Treuhänder hinsichtlich seiner Zustimmung zur Ver-

wendung von Mitteln aus der RfB vor Einführung eines neuen Tarifs Kenntnis über die Tarifbedin-

gungen und die Erstkalkulation haben. Nach Auffassung der DAV steht der Einholung einer kalku-

latorischen Unbedenklichkeitserklärung des Treuhänders zum Einführungszeitpunkt eines neuen 

Tarifs daher nichts entgegen. Auch aus Sicht der BaFin ist nach gegenwärtiger Rechtsauffassung 

die freiwillige Einbindung des Treuhänders bei der Erstkalkulation nicht zu beanstanden, insbeson-

dere besteht kein versicherungsaufsichtsrechtlicher Missstand.  

 
21 H. P. Westermann in: Erman BGB Kommentar, § 276 RdNr. 10 

22 H. P. Westermann, a. a. O. RdNr. 16 

23 H. P. Westermann, a.a.O. RdNr. 10 
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3. Rechtsfolgen einer schuldhaft unzureichenden Kalkulation 

Wenn eine schuldhaft unzureichende Kalkulation festgestellt wurde, hat dies für das Überprü-

fungsverfahren folgende Konsequenzen24: 

Im Zuge der Neuberechnung des konkreten Beitrags ist unter Anrechnung der Alterungsrückstel-

lung für den Versicherungsnehmer derjenige Teil der Prämienanpassung zu eliminieren, der auf 

die unzureichende Kalkulation sämtlicher Rechnungsgrundlagen entfällt. Die Eliminierung erfolgt 

durch eine Prämienlimitierung, die das Versicherungsunternehmen nicht aus RfB-Mitteln vorneh-

men kann, sondern aus Eigenmitteln finanzieren muss25. Die Limitierung wird in der Regel durch 

einen (unmittelbaren) Ausgleich des fehlenden Barwerts erfolgen müssen. Hiervon abweichende 

Finanzierungsmethoden bedürfen ggf. einer gesonderten aufsichtsbehördlichen Abstimmung. 

  

 
24 Boetius in MüKomm, VVG, § 203 RdNr. 795 

25 Römer in Römer/Langheid VVG, § 163 RdNr. 13 fordert, dass die Folgen in der Bilanz so zu behandeln 

sind, dass sie von den „Eigentümern“ zu tragen sind. Hierbei muss aber beachtet werden, dass eine Ent-

nahme aus dem Rohüberschuss die Basis einer Zuführung zur RfB schmälert und damit letztlich auch zu 

Lasten der VN geht. Ebenso können Solvabilitätserfordernisse bei einer Entnahme dazu führen, dass hierfür 

weitere Mittel gebunden werden, die nicht (mehr) in die RfB-Zuführung fließen können oder das Unterneh-

men im Extremfall in die Gefahr der Insolvenz gerät (so auch Rudolph in Bach/Moser, Private Krankenversi-

cherung, § 8 b MB/KK RdNr. 17). 
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4. Mindeststandards für eine sachgerechte Kalkulation der nach 
Art der Lebensversicherung betriebenen Krankenversiche-
rung 

4.1. Grundsätze 

Vor der Formulierung konkreterer Handlungsempfehlungen möchte die DAV-Arbeitsgruppe grund-

sätzliche Anforderungen für eine sachgerechte Kalkulation gemäß § 155 VAG voranstellen.  

In natürlicher Weise gehört die Beachtung der einschlägigen gesetzlichen Rahmenbedingungen 

zu den Grundvoraussetzungen. Neben dem bereits im Titel genannten Gesetzesbezug ist vor al-

lem auf den Abschnitt zur Krankenversicherung im VAG26 inkl. der gemäß § 160 erlassenen Ver-

ordnung zu achten. 

Maßgeblich sind dabei die in der KVAV erlassenen Vorgaben zur Kalkulation. Auch die Regelun-

gen des VVG in Kapitel 8 zur Krankenversicherung haben kalkulatorische Relevanz. 

Eine weitere zentrale Informationsquelle sind die Fachgrundsätze der DAV und die Veröffentli-

chungen der BaFin. Im Rahmen der Ausführungen des Papiers zu den spezifisch zu beachtenden 

Aspekten werden die geeigneten Fachgrundsätze im Einzelnen noch explizit genannt. Hinsichtlich 

der BaFin-Veröffentlichungen sind die „Wahrscheinlichkeitstafeln der Privaten Krankenversiche-

rung“ herauszuheben, in der aktuelle Stornotafeln, Profile und Grundkopfschäden für die gängigen 

Leistungsversprechen aufgeführt sind; zusätzlich wird jährlich die aktuelle Sterbetafel veröffent-

licht. 

Neben unternehmenseigenen Statistiken kommen die Statistiken des PKV-Verbandes als Informa-

tionsquelle für eine sachgerechte Kalkulation in Frage. Ergänzend können auch weitere Veröffent-

lichungen von DAV und PKV als Hilfestellung dienen. Z. B. werden bei aktuellen gesetzlichen Ver-

änderungen in der Regel FAQ-Kataloge seitens des PKV-Verbandes veröffentlicht, die auch häu-

fig mit der BaFin abgestimmte Hilfestellung für die Auslegung der Gesetze gibt. Weitere verlässli-

che Quellen (z. B. Statistisches Bundesamt) können ebenfalls herangezogen werden. 

4.2. Rechnungsgrundlagenübergreifende, zu beachtende Aspekte 

In diesem Abschnitt möchte die DAV-Arbeitsgruppe hinsichtlich rechnungsgrundlagenübergreifen-

der Aspekte Mindeststandards zur Gewährleistung einer sachgerechten Kalkulation geben. 

4.2.1. Aktuelle Rechnungsgrundlagen in Stütztarifen als Basis für Erstkalkulationen 

Im Rahmen einer Erstkalkulation dürfen nur aktuelle Rechnungsgrundlagen verwendet werden. In 

der Regel sollten die Daten auf dem Stand der letzten Berechnung der Auslösenden Faktoren 

ausreichend sein. Soweit Anhaltspunkte für nicht unerhebliche Veränderungen im Inanspruchnah-

meverhalten für das betrachtete Leistungsversprechen vorliegen, sollte eine Aktualisierung der 

Datenbasis (z. B. Kopfschadenstatistik) erfolgen. In diesem Zusammenhang ist besonders der 

DAV-Hinweis „Berücksichtigung ausreichender Rechnungsgrundlagen in Neugeschäft und Be-

stand“ zu berücksichtigen. 

4.2.2. Auswahl eines angemessenen Stütztarifs 

Bei der Auswahl eines Stütztarifes ist besondere Sorgfalt anzulegen. Für den zu stützenden Tarif 

ist die Übertragbarkeit der Daten hinsichtlich der gewählten Zielgruppe, Unterschiede im Leis-

tungsversprechen, Modifikationen in der Risikopolitik oder auch anderer unternehmenspolitischer 

Vorgaben zu prüfen. Der Stütztarif muss über alle relevanten Alters- und Risikogruppen aussage-

kräftige und repräsentative Bestände aufweisen. Der DAV-Hinweis „Kalkulation und Be-

standsgröße in der privaten Krankenversicherung“ ist zu beachten. Weist der Stütztarif noch nied-

 
26 vgl. VAG §§ 146–160 
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rige Bestandsdauern auf, sind Selektionseffekte zu berücksichtigen. Die DAV-Richtlinie „Berück-

sichtigung der Selektionswirkung in der Erst- und Nachkalkulation in der privaten Krankenversi-

cherung“ ist dabei zu beachten. 

Die Stütz-Rechnungsgrundlagen sind im Hinblick auf Tarifspezifika ggf. gesondert anzupassen. 

Diese Anpassungen sind jeweils auf Basis aussagekräftiger statistischer Nachweise durchzufüh-

ren. Liegen keine aussagekräftigen Statistiken vor, ist auf die Einrechnung ausreichender Sicher-

heiten zu achten. 

Schließlich sind Tarifwechseleffekte gemäß § 204 VVG und auch individuelle darüber hinausge-

hende Vereinbarungen („Optionsrechte“) zu berücksichtigen. Insbesondere zu Unisex finden sich 

dazu Hinweise im DAV-Hinweis „Aktuarielle Hinweise zur Nach- und Neukalkulation von Unisex-

Tarifen in der Privaten Krankenversicherung“. Weitere Informationen zu dem Thema Options-

rechte finden sich im DAV-Hinweis „Anwartschaften und sonstige Optionen in der privaten Kran-

kenversicherung“. Hinweise zum Thema Tarifwechseleffekte finden sich im DAV-Hinweis „Um-

gang mit uneinheitlichen Risikomerkmalen bei Tarifwechsel- und Fortsetzungsrechten. 

4.2.3. Berücksichtigung von Zufallsschwankungen 

Grundsätzlich sind möglichst stabile Stützdaten für eine Kalkulation heranzuziehen. Dafür ist vor 

allem die Anzahl der vorhandenen Datensätze in Abhängigkeit der benötigten Ausprägungen (Al-

ter, ggf. Geschlecht, Selbstbehaltstufen, Karenzzeiten, …) und der Streuung des Leistungsver-

sprechens ausschlaggebend. Mit einschlägigen statistischen Verfahren kann die Stabilität der Da-

ten überprüft werden. Der DAV-Hinweis „Kalkulation und Bestandsgröße in der privaten Kranken-

versicherung“ ist zu beachten. Weisen die verwendeten Daten relevante Zufallsschwankungen 

auf, sind geeignete Sicherheitsauf- bzw. -abschläge bei der Kalkulation anzusetzen.27 

4.2.4. Maschinelle Berechnungsfehler, fehlerhafte Statistiken 

Zur Vermeidung von Berechnungsfehlern in maschinell erzeugten Daten oder zur Verhinderung 

von Fehlern in Statistiken haben die Unternehmen ein angemessenes Qualitätsmanagement vor-

zuhalten. Hierfür sind geeignete strukturelle und prozessorale Voraussetzungen zu schaffen sowie 

ausreichend qualifizierte Kapazitäten vorzusehen. Dies betrifft insbesondere den Einsatz individu-

ell entwickelter IT-Anwendungen.28 Zudem sollten sowohl die verwendeten als auch die an die 

BaFin oder den PKV-Verband gemeldeten Statistiken geeigneten internen Kontrollen (z. B. Plausi-

bilitätsuntersuchungen) unterzogen werden. 

4.2.5. Individuelle Berechnungsfehler 

Eine adäquate interne Kontrolle zur Vermeidung von individuellen Berechnungsfehlern ist vor al-

lem das 4-Augenprinzip. Dabei ist Unabhängigkeit der Kontrolle und die Durchführung von einem 

ausreichend fachlich qualifizierten Spezialisten auf Basis aller herangezogenen Informationsquel-

len von wesentlicher Bedeutung. 

4.2.6. Weitere Aspekte zum Neugeschäft 

Im Kontext der übergreifenden Fehlerquellen ist noch auf die Konstellation verzögerter Aktualisie-

rung von Rechnungsgrundlagen in Bestandstarifen hinzuweisen. In derartigen Fällen kann es 

ebenfalls zu unzureichenden Rechnungsgrundlagen im Neugeschäft kommen. Diese Problematik 

und geeignete Lösungsoptionen werden im DAV-Hinweis „Berücksichtigung ausreichender Rech-

nungsgrundlagen in Neugeschäft und Bestand“ ausführlich dargestellt. 

 
27 vgl. KVAV: § 6 (3) Kopfschäden 

28 Vgl. Rundschreiben der BaFin „Versicherungsaufsichtliche Anforderungen an die IT (VAIT)“  



14 Deutsche Aktuarvereinigung e. V. 

 

4.3. Zu beachtende Aspekte differenziert nach Rechnungsgrundlagen 

In § 2 KVAV sind Rechnungsgrundlagen für Tarife der Privaten Krankenversicherung aufgeführt29. 

Die nachfolgende Gliederung orientiert sich weitgehend an dem Aufbau des § 2 KVAV; ergänzt 

wurde die mit Einführung der Unisex-Tarife notwendige Berücksichtigung des Geschlechtermix. 

4.3.1. Rechnungszins 

Nach § 4 KVAV30 darf der Rechnungszins 3,5 % nicht übersteigen. Darüber hinaus gilt nach § 2 

Abs. 3 KVAV – wie für alle anderen Rechnungsgrundlagen auch –, dass der Rechnungszins mit 

ausreichenden Sicherheiten zu versehen ist, d. h. in diesem Fall, dass der Rechnungszins ausrei-

chend niedrig festgelegt wird. Die Frage, ob der Rechnungszins ausreichend niedrig festgelegt 

wird, ist vor dem Hintergrund der unternehmensinternen Kapitalanlagenstruktur, den aktuellen Ka-

pitalmarktverhältnissen, der Kapitalanlagenstrategie und den Zinserwartungen zu beantworten.  

Ferner ist danach zu unterscheiden, ob der Rechnungszins in bestehenden oder in neuen Tarifen 

verwendet werden soll. 

In bestehenden Tarifen ist bei einer Senkung des Rechnungszinses mit der Folge einer Beitrags-

erhöhung für den Kunden neben der ausreichenden Sicherheit auch zu beachten, dass die aus 

der Neufestlegung des Rechnungszinses resultierende Beitragserhöhung hinsichtlich der dauern-

den Erfüllbarkeit der Verträge auch erforderlich sein muss. Dem Umfang der Sicherheit sind damit 

Grenzen gesetzt. Übersteigt eine erforderliche Zinsabsenkung 0,4 Prozentpunkte, kann die Ab-

senkung nach § 11 Abs. 2 S. 2 KVAV auch schrittweise in Abständen von jeweils 12 Monaten 

durchgeführt werden („Zinstreppe“). Zum Thema Rechnungszins in bestehenden Tarifen ist das 

AUZ-Verfahren nach der DAV-Richtlinie „Der aktuarielle Unternehmenszins in der privaten Kran-

kenversicherung (AUZ)“ zu beachten. Daneben wird auf etwaige weitere Veröffentlichungen zum 

Rechnungszins seitens der DAV bzw. der BaFin verwiesen. 

Bei der Festlegung des Rechnungszinses in neuen Tarifen ist zu bedenken, dass die Überzinszu-

teilung nach § 150 VAG eine Wirkung auf die Beitragsentlastung im Alter entfaltet. 

4.3.2. Ausscheideordnung 

Nach § 5 Abs. 1 der KVAV31 sind die Sterbewahrscheinlichkeiten und sonstigen Abgangswahr-

scheinlichkeiten (Stornowahrscheinlichkeiten) unter dem Gesichtspunkt vorsichtiger Risikoein-

schätzung festzulegen und regelmäßig zu überprüfen.   

4.3.2.1. Sterbewahrscheinlichkeit 

Die gemeinsame Arbeitsgruppe “Überprüfung der PKV-Sterbetafel“ der DAV und des PKV-Ver-

bands analysiert jährlich die Sterblichkeit aller in der deutschen Privaten Krankenversicherung ver-

sicherten Personen und schlägt eine entsprechend weiterentwickelte neue PKV-Sterbetafel vor. 

Diese Tafel wird dann nach Verabschiedung durch die Gremien des PKV-Verbands und der DAV 

der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) vorgelegt. Nach entsprechender Prü-

fung veröffentlicht die BaFin die neue Tafel. Damit erhält die Tafel verbindlichen Charakter. Nach 

einigen Wochen geht die BaFin davon aus, dass die Unternehmen die neue Sterbetafel berück-

sichtigen, wenn sie ab dem 01.01. des Folgejahres neue Tarife einführen oder Prämien anpassen 

– es sei denn, Besonderheiten des Bestandes oder von Teilbeständen erfordern noch vorsichti-

gere Annahmen. In Abhängigkeit von der Zielgruppe des Tarifes ist zu prüfen, ob ggf. der Ansatz 

 
29 vgl. KVAV § 2 (Rechnungsgrundlagen) 

30  Der Rechnungszins für die Prämienberechnung und die Berechnung der Alterungsrückstellung darf 3,5 Pro-

zent nicht übersteigen. 
31 Die Ausscheideordnung enthält die Annahmen zur Sterbewahrscheinlichkeit und sonstigen Abgangswahr-

scheinlichkeiten, die unter dem Gesichtspunkt vorsichtiger Risikoeinschätzung festzulegen und regelmäßig 

zu überprüfen sind. 
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niedrigerer Sterbewahrscheinlichkeiten erforderlich ist. Eine Festlegung höherer Sterbewahr-

scheinlichkeiten kann demnach nur in besonders begründeten Sonderfällen erfolgen. 

4.3.2.2. Stornowahrscheinlichkeit und Übertrittswahrscheinlichkeit 

Soweit die Alterungsrückstellung bei einer Beendigung des Tarifs nicht übertragen wird, ist die frei 

werdende Alterungsrückstellung durch den Ansatz vorsichtig gewählter – also in der Regel ausrei-

chend niedriger – Stornowahrscheinlichkeiten zu berücksichtigen. Wird die Stornowahrscheinlich-

keit zu hoch angesetzt, können die erforderlichen Zuführungen zur Alterungsrückstellung nur 

durch zusätzliche Sparbeiträge – also durch Beitragsanpassungen – erbracht werden. Die Storno-

wahrscheinlichkeit ist üblicherweise sowohl vom Alter der versicherten Person als auch von der 

Dauer des Vertrages abhängig. Im Hinblick auf § 146 Abs. 2, Sätze 2 und 3 VAG32 darf die Storno-

wahrscheinlichkeit jedoch nicht zweidimensional kalkuliert werden. Die DAV-Richtlinie „Festlegung 

von Stornotafeln in der privaten Krankenversicherung“ ist zu beachten. 

4.3.3. Kopfschäden  

Der Festlegung ausreichender Kopfschäden kommt hinsichtlich der sachgerechten Kalkulation die 

zentrale Rolle zu. Entsprechend gibt es zu diesem Thema eine Vielzahl von Veröffentlichungen 

der DAV, die ein gewissenhafter Aktuar zu berücksichtigen hat. 

Die Altersabhängigkeit der Kopfschäden (das Profil) ist ausreichend berücksichtigt, wenn bei kon-

stantem Kostenniveau und unveränderter Leistungsinanspruchnahme die rechnungsmäßigen 

Kopfschäden in jedem Alter dauerhaft – also insbesondere bei Älterwerden des Bestandes – aus-

reichen, um die erwarteten Leistungen zu decken.  

Das Niveau der Kopfschäden ist ausreichend hoch gewählt, wenn die Kopfschäden bei erwarteter 

Kostenentwicklung (Trend) ausreichen, um im Projektionszeitraum (in der Regel das Folgejahr, 

mind. gemäß KVAV) die Leistungen zu decken. 

Ist der Bestand ausreichend groß und hat er eine homogene Altersverteilung, kann die Neukalku-

lation (Beitragsanpassung) hinsichtlich Niveau und Profil ohne große Unsicherheiten nach dem in 

der Fachliteratur ausreichend dargestellten Verfahren durchgeführt werden.33  

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt oder soll ein neuer Tarif entwickelt werden, stehen dem 

Aktuar neben den statistischen Auswertungen des eigenen Unternehmens (Stütztarife) auch die 

Auswertungsmöglichkeiten der Daten der Kopfschadenstatistiken seitens des PKV-Verbandes und 

die Wahrscheinlichkeitstafeln der BaFin sowie – je nach Art des Tarifes – sonstiges geeignetes 

statistisches Datenmaterial vertrauenswürdiger Quellen zur Verfügung. Bei der Verwendung all 

dieser Daten hat der Aktuar bei der Festlegung der Rechnungsgrundlage Kopfschaden zu prüfen, 

ob und inwieweit die Daten auf den zu kalkulierenden Tarif übertragbar sind. Dabei sind insbeson-

dere folgende Aspekte zu beachten:  

Ist das Leistungsversprechen vergleichbar? 

Bei abweichendem Leistungsversprechen (z. B. andere Selbstbeteiligung, andere Höchstgrenzen, 

andere Leistungsarten usw.) sind die Auswirkungen auf die Leistungs-Inanspruchnahme und da-

mit auf das Niveau und das Profil der Kopfschäden zu beachten.  

Ist die Zielgruppe vergleichbar? 

Der Einfluss des subjektiven Anspruchsverhaltens der jeweiligen Zielgruppe auf die Kopfschäden 

darf nicht unterschätzt werden.  

Ist die Unternehmenspolitik vergleichbar? 

 
32 „Die Prämien für das Neugeschäft dürfen nicht niedriger sein als die Prämien, die sich im Altbestand für 

gleichaltrige Versicherte ohne Berücksichtigung ihrer Alterungsrückstellung ergeben würden. [Dies] gilt nicht 

für einen Prämienunterschied, der sich daraus ergibt, dass die Prämien für das Neugeschäft geschlechtsun-

abhängig berechnet wurden.“. 

33 siehe z. B. Hartmut Milbrodt, Volker Röhrs „Aktuarielle Methoden der deutschen Privaten Krankenversiche-

rung“, Band 34 der Schriftenreihe Versicherungs- und Finanzmathematik, DGVFM. 
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Die Annahmepolitik sowie Art und Umfang der Risikoprüfung, das Leistungs-management und die 

erklärten Regelungen zur Beitragsrückerstattung (BRE) oder sonstige tarifspezifische Besonder-

heiten sind auf ihren Einfluss auf den Leistungsumfang zu prüfen. Grundsätzlich hat der Aktuar 

sämtliche risikorelevante Unternehmensentscheidungen aktuariell zu bewerten. 

Sieht der Aktuar – aus welchen Gründen auch immer – Potenzial zur Einrechnung einer Kopfscha-

denreduktion, darf dies nur auf gesicherter statistischer Basis geschehen.  

Auch bei Tarifen mit fallenden Kopfschadenreihen sind die Profile so zu bestimmen, dass ein An-

stieg der Beiträge allein aufgrund des Älterwerdens des Bestandes vermieden wird. Hierzu wird 

auf den DAV-Hinweis „Kalkulation von Tarifen mit fallendem Kopfschadenprofil in der Krankenver-

sicherung“ verwiesen. 

Bei Tarifen mit noch niedrigen Bestandsdauern ist die Schadenentwicklung durch Selektionswir-

kung beeinflusst. Die DAV-Richtlinie „Berücksichtigung der Selektionswirkung in der Erst- und 

Nachkalkulation in der privaten Kranken-versicherung“ ist zu beachten. 

Aufgrund des § 204 VVG kann die Einführung neuer Tarife erheblichen Einfluss auf die Bestands-

zusammensetzung der bestehenden Tarife haben und umgekehrt kann die Bestandszusammen-

setzung des neuen Tarifs durch bestehende vergleichbare Tarife beeinflusst werden. Beide Ent-

wicklungen hat der Aktuar bei der Einführung neuer Tarife zu berücksichtigen. Solche durch 

Wechselbewegungen in ihrem Schadenverlauf vom Normalrisiko nach oben abweichende Risiko-

gemeinschaften können ggf. durch Kopfschadenfinanzierung angeglichen werden. Siehe hierzu 

den DAV-Hinweis „Kopfschadenfinanzierung“, sowie die DAV-Hinweise „Anwartschaften und 

sonstige Optionen in der Privaten Krankenversicherung“ und „Umgang mit uneinheitlichen Risiko-

merkmalen bei Tarifwechsel- und Fortsetzungsrechten“. 

4.3.4. Sicherheitszuschlag 

Nach § 7 KVAV34 beträgt der Sicherheitszuschlag mindestens fünf Prozent der Bruttoprämie. Er 

dient dem Ausgleich von Finanzierungslücken, die sich durch temporäre Abweichungen der tat-

sächlichen Werte von den Rechnungsgrundlagen ergeben. Damit empfiehlt es sich, bzgl. der 

Höhe des festzulegenden Sicherheits-zuschlags auch die Hürden der Beitragsanpassungsklausel 

zu berücksichtigen. Umgekehrt kann ein Sicherheitszuschlag über der gesetzlichen Mindesthöhe 

nicht legitimieren, in anderen Rechnungsgrundlagen keine ausreichende Sicherheit zu berücksich-

tigen.  

4.3.5. Sonstige Zuschläge 

Die Grundsätze zur Bemessung der sonstigen Zuschläge sind in § 8 KVAV35 festgelegt. Hierzu 

sind zunächst die tatsächlichen Aufwendungen je Kostenart jeweils gesondert zu erfassen. Die 

Zuschläge sind der Höhe nach so zu bemessen, dass sie die Aufwendungen rechnungsmäßig de-

cken. Eine Verifikation anhand der BaFin-Nachweisungen 234/235 gemäß § 12 Versicherungsbe-

richterstattungs-Verordnung (BerVersV) sollte durchgeführt werden. Ggf. sind bei der für einzelne 

Kostenarten erforderlichen Festlegung altersunabhängiger Kostenzuschläge geeignete Modellbe-

stände zu verwenden. Zu erwartende Bestandsentwicklungen können dabei in geeigneter Weise 

berücksichtigt werden. Weitere Vorgaben sind insbesondere bei der Festlegung der unmittelbaren 

Abschlusskosten zu beachten (siehe § 8 Abs. 3 und 4 KVAV). 

 
34 In die Prämie ist ein Sicherheitszuschlag von mindestens 5 Prozent der Bruttoprämie einzurechnen, die 

nicht bereits in anderen Rechnungsgrundlagen enthalten sein darf. 

35 vgl. KVAV § 8 Grundsätze für die Bemessung der sonstigen Zuschläge 
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4.3.6. Geschlechtermix  

Durch die Einführung der Unisextarife ist der Geschlechtermix bei den entsprechenden Rech-

nungsgrundlagen zu berücksichtigen. Zu erwartende Wechselbewegungen sind ausreichend an-

zusetzen. Hierzu wird auf den DAV-Hinweis „Aktuarielle Hinweise zur Nach- und Neukalkulation 

von Unisex-Tarifen in der Privaten Krankenversicherung“ verwiesen. 


